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� Ladestation für Elektroautos: 
Rechte und Pflichten der Mietpar-
teien 
 
AG München, Urteil vom 1. September 2021, Az.: 
416 C 6002/21 

 
Bei der Gefahr der Überlastung des Stromnetzes 
haben Mieter keinen Anspruch die Firma zur Er-
richtung einer Elektroladestation selbst auszusu-
chen. 

Das klagende Ehepaar ist Mieter einer 
Wohnung mit Tiefgaragenstellplatz in einem 
Wohnkomplex in München-Schwanthalerhöhe. 
Neben den Klägern wohnen noch knapp 200 wei-
tere Mietparteien, mit weiteren 200 Tiefgaragen-
stellplätzen in dem Wohnkomplex. Die Stromver-
sorgung der gesamten Anlage erfolgt über zwei 
Hausanlagen. Die Kläger planen die Anschaffung 
eines Hybridfahrzeugs, weswegen sie von ihrer 
Vermieterin, der Beklagten, die Erlaubnis einklag-
ten, eine Firma ihrer Wahl mit dem Einbau einer 
Ladestation beauftragen zu dürfen. Die ge-
wünschte Fachfirma veranschlagte Einbaukosten 
von EUR 1.600,00 – 1.700,00, erhob keine Nut-
zungspauschale und plante die Ladestation direkt 
an den zur Wohnung gehörenden Stromzähler an-
zuschließen. Die Beklagte verweigerte die Einwilli-
gung mit der Begründung, dass je Hausanschluss 
nur fünf bis zehn Ladestationen angeschlossen 
werden könnten, aber bereits 27 Mietparteien In-
teresse an einer Ladestation angekündigt hätten. 
Aus diesem Grund verwies die Beklagte die Kläger 
an einen städtischen Versorger, der durch techni-
sche Maßnahmen wie Verlegung von Brückenka-
beln, die Erstellung eines Trafos, neuer Zuleitungs-
leitungen und neuer Zähler eine Versorgung genü-
gender Ladestationen für alle Mietparteien ohne 
Überlastung der Hausanschlüsse gewährleistet. 
Die Kosten bei diesem Versorger beliefen sich auf 
eine Einmalzahlung in Höhe von EUR 1.499,00, 
eine monatliche Nutzungspauschale von 
EUR 45,00 und eine nach Fahrzeugtypen gestaf-
felte monatliche Strompauschale. Die Kläger ver-
treten die Auffassung, dass aktuell eine Überlas-
tung des Stromnetzes noch nicht zu befürchten sei 

und sie deswegen nicht auf das für sie ungünsti-
gere Angebot verwiesen werden können. 

Das Amtsgericht hat die Klage abge-
wiesen. Begründet wird die Entscheidung mit dem 
Wortlaut des § 554 Abs. 1 BGB Hiernach kann der 
Mieter verlangen, dass ihm der Vermieter bauliche 
Veränderungen der Mietsache erlaubt, die dem 
Gebrauch durch Menschen mit Behinderungen, 
dem Laden elektrisch betriebener Fahrzeuge oder 
dem Einbruchsschutz dienen. Der Anspruch be-
steht danach nicht, wenn die bauliche Verände-
rung dem Vermieter auch unter Würdigung der In-
teressen des Mieters nicht zugemutet werden 
kann. Zwar stehe es dem Mieter im Rahmen der all-
gemeinen Vertragsfreiheit offen, wen er für ent-
sprechende bauliche Veränderungen beauftragt. 
Allerdings ist die Gleichbehandlung mehrerer 
Mietparteien ein legitimes Ziel der Vermieterin. 
Dieses trägt zu dem allgemeinen Wohlbefinden der 
Mieter und somit einem friedvollen Umgang der 
Mieter untereinander bei, was auch den Beklagten 
zu gute kommt. Im Hinblick auf die sachlichen Ar-
gumente der Beklagtenpartei wäre es nicht akzep-
tabel, den Klägern vorliegend eine individuelle Lö-
sung zu erlauben, spätestens aber nach Ausschöp-
fung der geringen Kapazitäten die anderen Mieter 
auf die teurere Lösung zu verweisen.  
 
Fazit:  
Im Ergebnis müssen die Interessen der Kläger da-
hingehend zurücktreten, dass die Erlaubnis zur Er-
richtung einer Ladestation zwar zu erteilen ist, die 
Auswahl des Vertragspartners aber dem Vermieter 
verbleibt.  
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